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Drucksache VI/2456 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1)- 68070- E- Na 2/71 


Bonn, den [22, Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Nahrungsmittelhilfe der 

Europäischen Gemeinschaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinschaft- 
liche Finanzierung der Ausgaben für die Durchführung der 
Nahrungsmittelhilfeübereinkommen von 1967 und 1971. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Juni 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudterei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Poatfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über die gemeinschaftliche Finanzierung der Ausgaben für die 
Durchführung der Nahrungsmittelhilfeübereinkommen von 

1967 und 1971. 

(Mitteilungen der Herren Mansholt und Deniau) 


Einführung für die Kommission j 

1. Durch diesen Verordnungsvorschlag soll die Ver- ^ 
Ordnung Nr. 2052/69 des Rates vom 17. Oktober i 
1969 betreffend die gemeinschaftliche Finanzie- • 
rung der Ausgaben für die Durchführung des | 
Übereinkommens über die Nahrungsmittel er- ! 
setzt werden. Die vorgenannte Verordnung wird I 
nämlich der neuen Lage, die zum einen durch ! 
die Einführung der eigenen Mittel ab 1. Januar 
1971 und zum anderen durch die Unterzeichnung 
eines neuen Nahrungsmittelhilfeübereinkom- 
mens im Jahre 1971 entstanden ist, nicht mehr 
gerecht. 

2. In diesem Vorschlag sind ferner die bei der 
Durchführung des Übereinkommens von 1967 
erworbenen Erfahrungen berücksichtigt, insbe- 
sondere im Hinblick auf die Einzelheiten für die 
Beförderung der Lieferungen und etwaige ergän- 


zende Maßnahmen. Diese Einzelheiten werden 
gemäß Artikel 8 der Verordnung Nr. 2052/69 in 
einem Bericht über die finanziellen Gesichts- 
punkte bei der Durchführung des ersten Über- 
einkommens aufgeführt. 

Dieser Bericht soll möglichst bald dem Rat über- 
mittelt werden und als Begründung zu dem vor- 
liegenden Verordnungsvorschlag dienen. 

3. Abschließend wird die Kommission ersucht, die- 
sen Vorschlag für eine Verordnung des Rates zu 
billigen, dem Rat zu übermitteln und um Anhö- 
rung des Europäischen Parlaments zu ersuchen. 

N. B. Dieser Verordnungsvorschlag berücksichtigt 
die Mitteilung der Kommission an den Rat 
hinsichtlich der Durchführungsmodalitäten 
für das zweite Nahrungsmittelhilfeüberein- 
kommen. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die gemeinschaftliche Finanzierung der Ausgaben für die 
Durchführung der Nahrungsmittelhilfeübereinkommen 
von 1967 und 1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2052/69 des Rates vom 
17. Oktober 1969 betreffend die gemeinschaftliche 
Finanzierung der Ausgaben für die Durchführung 
des Übereinkommens über die Nahrungsmittelhilfe 
wird der neuen Lage, die zum einen durch die Ein- 
führung der mit Beschluß vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften-) zum 1. 
Januar 1971 eingeführte Regelung und zum anderen 
durch Unterzeichnung eines neuen Nahrungsmittel- 
hilfeübereinkommens entstanden ist, nicht mehr ge- 
recht. 

Nach dem Beschluß vom 21. April 1970 treten, vom 
Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften für 
das Jahr 1971 ab, die eigenen Mittel an die Stelle 
sämtlicher Aufbringungsschlüssel für die Beiträge 
der Mitgliedstaaten; die in Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/69 vorgesehenen besonderen 
Schlüssel für Gemeinschaftsmaßnahmen zur Durch- 
führung des Nahrungsmittelhilfeübereinkommens 
sind seit Einsetzung entsprechender Mittel für das 
Durchführungsschema 1969/70 in den Haushaltsplan 
1971 überholt; da diese Schlüssel jedoch gemäß 
Artikel 3 Absatz 5 dieses Beschlusses weiterhin für 
Mittel gelten, die bereits in einen Haushaltsplan vor 
dem Haushaltsjahr 1971 eingesetzt wurden, ist es an- 
gebracht, für das Jahres- Aktionsprogramm 1968/69 
weiterhin Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 
2052/69 anzu wenden. 

Im zweiten Nahrungsmittelhilfeübereinkommen 
ist die Möglichkeit von Schenkungen in Form von 
Getreide, Reis und abgeleiteten Erzeugnissen vor- 
gesehen; die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Getreide 3), zuletzt geändert durch die 
Verordnung ^), und die Verordnung 359/ 

67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Reis*''), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung ®), wurden 

dementsprechend abgeändert. 

Bei der Finanzierung des den Erstattungen ent- 
sprechenden Teils der Ausgaben sind der Einfachheit 
halber die gleichen Regeln wie für Erstattungen bei 


der Ausfuhr nach Drittländern anzuwenden, wie sie 
im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen 
vorgesehen sind; für Maßnahmen vor dem 31. De- 
zember 1970 handelt es sich um die Verordnung 
Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 über 
die Bedingungen für die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft'^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2591/70 '^) und für Maßnahmen nach 
diesem Zeitpunkt um die Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik *'). 

Bei den anderen Ausgaben im Zusammenhang mit 
Gemeinschaftsaktionen wäre es zur einfacheren 
Durchführung zweckmäßig, spätestens ab dem Über- 
einkommen von 1971 eine Regelung zur Finanzie- 
rung mittels Vorschüssen nach dem Muster der Ab- 
teilung Garantie des EAGFL einzuführen; überdies 
empfiehlt es sich für Verträge mit öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen besondere Bestimmungen 
vorzusehen. 

Wegen der Verzögerung, die bei der Einführung 
der Regelung zur Finanzierung der Hilfe eingetre- 
ten ist, konnten die bei dem Übereinkommen von 
1967 ursprünglich vorgesehenen Einzelheiten für die 
gemeinschaftliche Beteiligung nicht ausgeführt wer- 
den und sind daher bei den noch nicht unter eine 
Vorschußregelung fallenden Ausgaben abzuändern. 

Nach den bei der Durchführung des Übereinkom- 
mens von 1967 erworbenen Erfahrungen ist die 
Möglichkeit vorzusehen, daß sowohl die mit der 
Bildung von Reserven für Soforthilfeaktionen ver- 
bundenen Lagerungskosten als auch die Heranfüh- 
rungskosten zum Bestimmungsort, Verarbeitungs- 
und Verteilungskosten finanziert werden - 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 263 
vom 21. Oktober 1969, S. 6 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 19 

•J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeischaften 
vom 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, Seite 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
vom 

(siehe Dok. KOM/71/488 endgültig vom 6. Mai 1971) 
^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 586/64 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, Seite 63 
9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, Seite 13 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Bei den Maßnahmen zur Durchführung der 
Nahrungsmittelhilfeübereinkommen von 1967 und 
1971 finanziert der Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft den Teil der 
Ausgaben, welcher der Erstattung bei der Ausfuhr 
nach Drittländern abzüglich der nach der fob-Stufe 
anfallenden Kosten entspricht. 

2. Dementsprechend finden folgende Bestimmungen 
entsprechende Anwendung: 

a) die Verordnung Nr. 17/64/EWG für vor dem 
1. Januar 1971 und die Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 für ab diesem Zeitpunkt durchgeführte 
Maßnahmen; 

b) die in Artikel 16 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG über Getreide und in Artikel 17 der Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG über Reis vorgese- 
henen allgemeinen Regeln und Durchführungs- 
bestimmungen für Erstattungen bei der Ausfuhr. 

Artikel 2 

Die Interventionsstelle gibt zur Durchführung der 
Nahrungsmittelhilfeübereinkommen von 1967 und 
1971 die Waren zu einem Preis ab, der dem Inter- 
ventionspreis für den Handelsplatz entspricht, an 
dem sich die Waren im Monat ihrer Entnahme be- 
finden. 

Befinden sich die Waren an einem anderen Platz, 
so wird dieser Preis gemäß den nach Artikel 17 Ab- 
satz 4 der Verordnung Nr. 120/67/EWG oder gege- 
benenfalls den nach Artikel 5 Absatz 4 der Verord- 
nung Nr. 359/67/EWG erlassenen Bestimmungen zur 
Festsetzung des Preises, zu dem die Interventions- 
stelle die Waren anzukaufen hat, berichtigt. 

Artikel 3 

1. Bei den Maßnahmen, die sich auf die Nahrungs- 
mittelhilfeübereinkommen von 1967 und 1971 bezie- 
hen und die in Anwendung der von den Organen 
der Gemeinschaft gefaßten Beschlüsse durchgeführt 
sind, werden außer den in Artikel 1 genannten Aus- 
gaben auch folgende Ausgaben von der Gemein- 
schaft finanziert: 

a) der Wert der bis zur fob-Stufe gelieferten Wa- 
ren abzüglich der durch Artikel 1 gedeckten Aus- 
gaben; 

b) jeweils dann, wenn die Bildung einer Reserve- 
menge für Soforthilfeaktionen beschlossen wird, 
die Ausgaben für die Lagerhaltung; 

c) die Ausgaben, die ganz oder teilweise die Her- 
anführungskosten zum Bestimmungsort decken; 

d) die Ausgaben, die ganz oder teilweise die Ver- 
arbeitungs- oder Verteilungskosten decken; 

Auf Vorschlag der Kommission beschließt der Rat 
einstimmig die Finanzierung der Ausgaben unter 
b, c und d. 


Die Ausgaben unter c und d können als Pauschal- 
betrag angesetzt werden. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 1 
werden, soweit erforderlich, nach dem Verfahren 
des Artikels 26 der Verordnungen Nr. 120/67/EWG 
bzw. 359/67/EWG erlassen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten bezeichnen die Dienststellen 
und Einrichtungen, die sie zur Begleichung der in 
Artikel 3 genannten Ausgaben ermächtigen. Sie 
unterrichten die Kommission möglichst bald über 
die Satzung dieser Stellen und Einrichtungen sowie 
die verwaltungs- und buchungstechnischen Bedin- 
gungen, nach denen sie arbeiten, und legen ihr jähr- 
lich jeglichen von ihnen oder den zuständigen Kon- 
trollstellen erstellten Bericht (oder Teile davon) über 
diese Ausgaben vor. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
regelmäßig folgende Unterlagen betreffend die vor- 
genannten Stellen und Einrichtungen: 

a) Aufstellungen über Kassenbestand und Voran- 
schläge für den Finanzbedarf 

b) Jahresrechnungen mit den für ihren Abschluß 

erforderlichen Belegen. 

3. Auf der Grundlage der in Absatz 2 genannten 
Unterlagen entscheidet die Kommission nach An- 
hörung des Ausschusses des EAGFL in regelmäßigen 
Abständen entsprechend dem Bedarf über die zur 
Deckung der in Artikel 3 genannten Ausgaben be- 
stimmten Vorschüsse und schließt die Rechnungen 
der Dienststellen und Einrichtungen vor Ende des 
folgenden Jahres ab. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 5 

Schließt die Gemeinschaft ein Abkommen mit einer 
öffentlichen oder privaten Einrichtung ab, so erstat- 
tet die Kommission die in Artikel 3 Absatz 1 Buch- 
stabe c und d genannten Ausgaben aufgrund von 
Belegen oder zahlt gegebenenfalls den Pauschalbe- 
trag. 

Artikel 6 

1. In Abweichung von Artikel 4 übermitteln die 
Mitgliedstaaten der Kommission nach Durchfüh- 
rung eines jeden in dem Übereinkommen von 1967 
vorgesehenen Jahres-Aktionsprogramms der Ge- 
meinschaft eine Aufstellung über die von ihnen ge- 
leisteten Ausgaben. In dieser Aufstellung werden 
bei jeder Gemeinschaftsmaßnahme ausgewiesen: 

— die Ausgaben nach Artikel 3 Absatz 1 Buch- 
stabe a, wobei zwischen den von Interventions- 
stellen übernommenen und den auf dem Markt 
aufgekauften Mengen unterschieden wird; 
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— gegebenenfalls die Ausgaben nach Artikel 3 Ab- 
satz 1 Buchstabe c. 

Auf der Grundlage der im vorhergehenden Absatz 
genannten Aufstellungen beschließt die Koiiimission 
nach Anhörung des Ausschusses des EAGFL über die 
Beteiligung an allen Gemeinschaftsaktionen eines 
jeden Jahresprogramms. 

2. Ist die Durchführung des dritten Jahres-Aktions- 
programms der Gemeinschaft bei Inkrafttreten dieser 
Verordnung jedoch noch nicht abgeschlossen, so 
findet Absatz 1 nur auf bereits ausgeführte Maßnah- 
men Anwendung. 


Artikel 7 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2052/69 wird aufgeho- 
ben. Die Bestimmungen von Artikel 7 gelten jedoch 
weiterhin für die Abrechnung der Ausgaben im Zu- 
sammenhang mit der Durchführung des Aktions- 
programms 1968/1969. Diese Verordnung ist in al- 
len ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



